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Die Bundesrechtsanwaltskammer bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem Entwurf 

einer Verordnung zur Änderung der Kindesunterhalts-Vordruckverordnung Stellung 

nehmen zu können. Grundsätzlich besteht Einverständnis mit dem Verordnungsent-

wurf. Auf die folgenden zwei Punkte wird aber hingewiesen: 

1. Das SGB II enthält nicht die Möglichkeit der treuhänderischen Rückübertragung 

gem. § 33 SGB II übergegangener Unterhaltsansprüche, so dass die Ausfüh-

rungen zu Ziffer 12 Blatt 1 (Antrag nach § 645 ZPO) teilweise überflüssig er-

scheinen. Insoweit folgt das SGB II dem SGB III, welches gleichfalls eine Rück-

übertragung übergegangener Ansprüche nicht vorsieht. Sollte hingegen der 

Gesetzgeber nunmehr - was wünschenswert wäre - von einer grundsätzlichen 

Rückübertragungsmöglichkeit entsprechend § 91 BSHG ausgehen, sollte inso-

weit eine Klarstellung erfolgen. 

2. Soweit die Vordruckverordnung auch weiterhin die Möglichkeit der dynamisier-

ten Anrechnung gem. § 1612 b BGB vorsieht, sei darauf verwiesen, dass einige 

Oberlandesgerichte die dynamisierte Anrechnung für zu unbestimmt erachten 

mit der Folge der Nichtvollstreckungsfähigkeit der ergehenden Unterhaltstitel. 

So vertritt beispielsweise das OLG Naumburg die Auffassung, aus dem Wort-

laut des § 655 ZPO folge, dass nach dem Willen des Gesetzgebers in Vollstre-

ckungstiteln, die auf wiederkehrende Unterhaltsleistungen gerichtet sind, der - 

jeweils maßgebende - Betrag der nach den Bestimmungen zu §§ 1612 b und 

1612 c BGB anzurechnenden Leistungen festgelegt werden muss (Entspre-

chendes galt nach Art. 5 § 3 Satz 3 des KindUG vom 06.04.1998 für die Um-

stellung von Alttiteln auf das seit 01.07.1998 geltende Unterhaltsrecht). Hätte 

der Gesetzgeber auch unbestimmtere Unterhaltstitel als vollstreckungsfähig 

ansehen wollen, hätte er für den Fall, dass sich ein für die Berechnung des an-

gerechneten Betrages maßgebender Umstand ändert, nicht das Antragsverfah-

ren nach § 655 ZPO einführen müssen und im Übrigen auch die Festlegung 

anzurechnender Leistungen im Umstellungsverfahren nach Art. 5 § 3 Abs. 1 

Satz 3 KindUG auch nicht davon abhängig gemacht, dass sich aus dem Alttitel 

ergab, in welcher Höhe anrechenbare Leistungen berücksichtigt worden sind. 

* * * 


